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Die sozialdemokraüschen Anträge im neuen Reichstag für Wirtschastsumbau und Krisenbekämpfung

»orffoß!
Das Versagen der kapitalistischen Wirt-

schaf t hat in Deutschland so unnennbares Krisen-
elend angerichtet, die untauglichen Versuche untauglicher
Regierung haben durch Notverordnungen das Maffenelend
so verschärft, die Krisenheilung mit privatkapitalistischen
Methoden hat sich als so unzulänglich erwiesen, daß die
organisierte Arbeiterschaft von sich aus nicht nur schärfste
Maßnahmen zur Milderung des Elends, sondern auch
grundsätzliche Ambaugesehe für die deutsche
Wirtschaft fordern muß. Die kommende Reichstagstagung
wird

die Sozialdemokratische Partei in der vordersten Front
des Wirtschaftskampfes

sehen.
Gegenüber der Regierung der Barone gibt es keinerlei

Möglichkeit des Vertrauens. Die Notverordnung
vom 14. Juni war so maßlos ungerecht und widersinnig, daß
sie fallen muß. Das wird die erste Forderung der So-
zialdemokratie sein. Deshalb wird die Sozialdemokratie die

Wiedererhöhung der sozialen Leistungen
auf dem gesamten Anterstützungsgebiet mindestens und zu-
nächst auf den Stand vom 14. Juni verlangen. Es muß
aber auch an den kommenden Winter gedacht werden. Auch
im kommenden Winter müssen Kartoffeln und
Kohlen den Arbeitslosen kostenlos zur Ver-
fügung gestellt, das Fleisch muß für sie verbilligt werden.

Ganze Arbeit werden sozialdemokratische Anträge in der
Frage der

Arbeitsbeschaffung und der Verkürzung der Arbeitszeit

gegenüber dem zögernden und schwächlichen Tun der jetzigen
Reichsregierung verlangen. Die öffentliche plan-
mäßige Arbeitsbeschaffung soll durch Bereit-
stellung von Arbeiten im Werte von einer Milliarde
Mark energisch und mit größter Beschleunigung gefördert
werden. Zu den öffentlichen Arbeiten müssen die L a u s -
reparaturen, die Förderung der Siedlung, die
kollektive Selbsthilfe der Arbeitslosen und zuletzt,
aber nicht am wenigsten, die so dringend notwendige
Schulung der Jugendlichen hinzutreten. 300 Millionen
will die Papen-Regierung beschaffen. Für 500 Millionen
verlangt die Sozialdemokratie die Auflegung einer
Prämien- bzw. Zwangsanleihe; weitere
200 Millionen können aus den ersparten Anterstühungen
genommen werden.

Der Kampf um die Verkürzung der Arbeits-
zeit wird mit neuer Wucht vorgetragen werden, nachdem
Wissenschafter und Praktiker in aller Welt immer rücksichts-
loser die Arbeitszeitverkürzung einfach als wirtschaftliche und
technische Notwendigkeit erklärt haben. Der Wider-
stand der Anternehmer muß gebrochen
werden.

Auch rein wirtschaftspolitisch gilt es durch Gesetzes-
anträge schon laufendem und noch kommendem Anheil
vorzubeugen. Mit der Verteuerung und der Verschlechte-
rung der

Volksernährung
durch einseitige Begünstigung des Junkertums muß ein Ende
gemacht werden. Es darf nicht weiter beliebig viel neue
Arbeitslosigkeit erzeugt werden, nur weil die Junker in kurz-
sichtigstem Egoismus sich der Ernährungsautarkic verschrieben
haben. Das soziale Elend der arbeitslosen Massen, die
Antragbarkeit der Mieten bei den heutigen
Elendssähen der Anterstützung, verlangt gebieterisch öffent-
liche Mietebeihilfen sowohl bei Ältwohnungen als
auch bei den besonders teuren Neubauwohnungen.

Äugenbergs unsinnigen allgemeinen Schuldenabwertungs-
plänen, die nur eine Bereicherung schlecht wirtschaftender
Schuldner und schließlich auch eine Beraubung der Sparer
mit sich bringen, muß entgegengcwirkt werden. Nur wo
wirklich gut wirtschaftende Betriebe ohne eigene
Schuld in 9201 gekommen sind, darf der Staat seine
■SSilfc leihen. Das soll nach wohlerwogenen sozialdemo-
katischen Auffassungen durch die

Errichtung eines Schuldeueiniguugsamtes
sichergestellt werden, vor dem jeder einzelne Fall nach Recht
und Billigkeit zu behandeln ist. Endlich aber muß auch den
Pächtern auf dem Lande geholfen werden. Die
Sozialdmokratie wird verlangen, daß vom 1. Oktober an
sämtliche landwirtschaftlichen und gärtnerischen Pachten um
30 %, mindestens aber auf die Höhe der Vorkriegspachten,
gesenkt werden. Endlich muß der Rechtsschutz der Pächter
verbessert werden.

Das sind in sozialdemokratischen Gesetzesanträgen dem
Reichstag vorzulegende dringlicheTagesaufgaben.
Die Liste solcher Gesehesanträge ist noch nicht abgeschlossen.

wird noch viel mehr geschehen müssen, um die Krisennot
tu lindern und die herrschenden Notstände bis zur Wieder-
^br besserer wirtschaftlicher Verhältnisse zu überwinden. Die
Sv'ialdmokratie wird aber auch die finanzielle Deckungs-
svage nicht vergessen. Sie fordert

Nctstcuern zur Sicherung der sozialen Leistungen

und zur Milderung des größten Elends. Die hohen
Einkommen und die hohen Vermögen müssen
' "‘jo ersaßt werden wie der Luxus. Die Offenlegung der
i keuerlisten muß die Steuerscheu überwinden helfen.


